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Geſetz⸗-Sammlung 
für die 


s Königliben Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 39. 
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(Nr. 5293.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Melioration des Richrather Bruches in den 
Kreiſen Solingen und Duͤſſeldorf. Vom 19. November 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 
verordnen, auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853., zum Zwecke der Melio⸗ 
ration des in der Gemeinde Richrath, Kreiſes Solingen, und in der Gemeinde 
Garath, Kreiſes Duͤſſeldorf, gelegenen ſogenannten Richrather Bruches, 
was folgt: 


H. 1. 


Die Beſitzer des in den Gemeinden Richrath und Garath gelegenen ſo⸗ 
genannten Richrather Bruches werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um 


dieſe Flaͤche, welche durch die Ueberſchwemmung der beiden dieſelben durchzie⸗ 


henden Baͤche des Richrather und des Ganspohler Baches an uͤbermaͤßiger 
Naͤſſe leidet, zu entwaͤſſern. 

Wenn nach der Ausfuͤhrung der Entwaͤſſerung ſich die 1 ein⸗ 
zelner Theile der Flaͤche als nuͤtzlich ergiebt, ſo hat der Vorſtand nach Anhoͤ⸗ 
rung der betheiligten einzelnen Grundbeſitzer zu beſchließen: wo und in welchem 
Amfange Bewaͤſſerungsanlagen einzurichten find und wie die Koſten zu ver⸗ 
7 theilen find. 

Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der Regierung in Duͤſſeldorf. 


Jabrgang 1860. (Nr. 5293.) 90 WR 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Dezember 1860, 


9:22: 
Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 5 d | 
„Genoſſenſchaft zur Melioration des Richrather Bruches.“ 
Sie hat Korporationsrechte und ihr Domizil in der Gemeinde Richrath. 


H. 3. 


Die Genoſſenſchaft umfaßt für jetzt ſaͤmmtliche Grundſtuͤcke, welche in 
den dem Nivellementsplane des Kataſter-Geometers Rappenhoͤner zu Grunde 
liegenden, mit den Kataſterkarten uͤbereinſtimmenden beiden Situationskarten, 
ſowie in den dazu gehörigen beiden Verzeichniſſen reſp. Auszuͤgen aus dem 
Grundſteuerkataſter vom Februar und Maͤrz 1860. nachgewieſen ſind. 0 


Die Entſcheidung der Beſchwerden gegen das Kataſter erfolgt durch die 
9 


Verwaltungsbehörden, die zur Anbringung der Beſchwerden eine praͤkluſtoiſche 


Friſt beſtimmen konnen. 


$ 4. 


Zu dem im H. 1. angegebenen Hauptzwecke der Entwaͤſſerung hat die 
Genoſſenſchaft unter Zugrundelegung des von dem Kataſter-Geometer Rappen⸗ 
hoͤner angefertigten Planes der Vertiefung, Erbreiterung und Regulirung der 
im H. 1. bezeichneten Baͤche ſaͤmmtliche zu dem gedachten Zwecke erforderlichen 
Anlagen auszufuͤhren. 8 

Erhebliche Abaͤnderungen des Entwaͤſſerungsplanes, welche im Laufe der 
Ausfuͤhrung nothwendig erſcheinen, duͤrfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Die Genoſſenſchaft hat die ausgefuͤhrten Anlagen auch kuͤnftig zu un⸗ 
terhalten. 8 

Es bleibt der Beſchlußnahme des Vorſtandes uͤberlaſſen, ob die Arbeiten 
an den Mindeſtfordernden verdungen oder in Tagelohn oder auch durch Natu⸗ 
ralleiſtung der Eigenthuͤmer ausgeführt werden ſollen. 

Im letzteren Falle iſt der Vorſtand befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht 
gehoͤrig ausgefuͤhrten Arbeiten auf Koſten des aͤumigen machen und die Koſten 
von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. 


H. 35 


Die Bearbeitung der einzelnen Parzellen durch Umbau, Planirung, Be⸗ 
ſaamung u. ſ. w. bleibt den Eigenthuͤmern unbeſchraͤnkt uͤberlaſſen. 


Sollten dieſelben jedoch ſolche Anlagen machen, welche die Zwecke der 
i ‚Se 
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Genoſſenſchaft, insbeſondere die Entwäſſerung beeinträchtigen, fo find die Eigen⸗ 
thuͤmer gehalten, den Anordnungen des Vorſtandes Folge zu leiſten. 


§. 6. 


„Die Koſten der e e und deren Unterhaltung werden 
von ſaͤmmtlichen Betheiligten nach Verhaͤltniß des aus dem Kataſter ſich er⸗ 
gebenden Flaͤcheninhalts ihrer Grundſtuͤcke aufgebracht. 


Wenn in Zukunft eine Bewaͤſſerung einzelner Theile des Bezirks be⸗ 
ſchloſſen werden möchte (§. 1. Alineg 2.), fo iſt in jedem einzelnen Falle zu 
beſtimmen, wie die Koſten der Anlage aufzubringen ſind, und gilt als 5115 
daß die Koſten von den bei dem einzelnen Unternehmen Betheiligten nach Ver⸗ 
haͤltniß des Vortheils zu tragen ſind. Die Genoſſenſchaft als ſolche hat nur 
da einen Antheil an den Bewaͤſſerungskoſten zu uͤbernehmen, wo ſich nach der 
Ausführung der Entwaͤſſerung herausſtellen ſollte, daß die Laͤndereien durch die 
Entwaͤſſerung Nachtheil erlitten haben. 


Der Buͤrgermeiſter zu Richrath ſetzt die Hebeliſten auf den Antrag des 
Vorſtandes feſt und läßt die Beiträge von den Saͤumigen durch adminiſtrative 
Exekution zur Kaſſe einziehen. g 


9 


Die betheiligten Eigenthuͤmer ſind verpflichtet, den zur Erbreiterung der 
Bachbetten erforderlichen Grund und Boden herzugeben. Soweit ihnen der 
Werth nicht durch das an den Doſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras 
oder ſonſtige Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. 
Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrich⸗ 
terlich entſchieden (§. 13.) \ 


8 


Die Geſchaͤfte der Genoſſenſchaft werden durch einen Vorſtand von vier 
Perſonen geleitet, welcher aus dem Vorſteher und drei anderen Mitgliedern be⸗ 
ſteht. Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Nur fuͤr baare Auslagen kann dem 
Vorſteher eine Remuneration von dem Vorſtande feſtgeſetzt werden. 


H. 9. 


5 Der Vorſteher und die drei anderen Vorſtandsmitglieder nebſt drei Stell⸗ 

vertretern werden von den Genoſſenſchaftsmitgliedern aus ihrer Mitte auf drei 

Jahre gewaͤhlt. Bei der Wahl hat jeder Beſitzer bis zu zehn Morgen in der 

Genoſſenſchaft Eine Stimme, von zehn bis zwanzig Morgen zwei Stimmen, 
von zwanzig bis dreißig Morgen drei Stimmen und ſo fort. 

Der Buͤrgermeiſter von Richrath beruft die Wahloerſammlung und fuͤhrt 
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in derfelben den Vorſitz. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an 
Eidesſtatt. f 


Minderjährige und moraliſche Perſonen konnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 


Wählbar iſt derjenige, welcher den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht 
durch rechtskraͤftiges Erkenntniß verloren hat und mindeſtens Einen Morgen 
im Verbande beſitzt. Doch kann der Vorſteher auch aus nicht betheiligten Ein⸗ 
ſaſſen der Gemeinde Richrath gewaͤhlt werden. 


Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 
zu beobachten. 


$. 10. 


Der Vorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde der Genoſſen⸗ 
ſchaft und vertritt dieſelbe anderen Perſonen und Behörden gegeniiber, | 


Er hat insbefondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen zu veranlaſſen und die 
ſelben zu beaufſichtigen; 5 


b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und / 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; ; 


c) die Voranſchlaͤge und Rechnungen dem Vorſtande zur Feſtſtellung und 
Abnahme vorzulegen; f 


d) die Arbeiter und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen und 
mindeſtens zweimal im Jahre, und zwar im April und November, in 
Gemeinſchaft mit den Vorſtandsmitgliedern Bachſchau abzuhalten; 


e) den etwa anzuſtellenden Aufſeher oder Grabenwaͤrter nach Berathung 
mit dem Vorſtande zu ernennen; 


1) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
für dieſelbe zu unterzeichnen. Zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes erforderlich; 

80 die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder der Genoſſenſchaft wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfaͤllen läßt ſich der Vorſteher durch ein Vorſtandsmit⸗ 
glied vertreten. 


F. 11. 


Die Anſtellung des Genoſſenſchaftsrendanten erfolgt im Wege eines kuͤnd⸗ 
baren Vertrages durch den Vorſtand, von welchem auch uͤber die demſelben zu 
2 
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bewilligende Remuneration und die zu leiſtende Sicherheit die noͤthigen Feſt⸗ 


ſetzungen getroffen werden. ; 


gb: 


Wenn kuͤnftig in Gemaͤßheit der SS. 1. und 6. eine Bewaͤſſerung ein⸗ 
geführt werden follte, jo kann der Vorſtand nach Anhörung der hierbei beſon⸗ 
ders betheiligten Genoſſenſchaftsmitglieder einen Wieſenwaͤrter auf dreimongt⸗ 
liche Kuͤndigung anſtellen, deſſen Lohn in einer Verſammlung dieſer Mitglie⸗ 
der beſtimmt wird. Die Feſtſtellung der Befugniſſe des Wieſenwaͤrters wird 
einem beſonderen Reglement vorbehalten. 


$. 13. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſame Angelegenheit der Ge⸗ 
noſſenſchaft oder die Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen betref⸗ 
fenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter zu Richrath und zwei 
Beiſitzern. Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der 
Generalverſammlung der Genoſſenſchaft auf drei Jahre gewählt. 


Waͤhlbar iſt Gen Grundbeſitzer, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts 
zu den öffentlichen Gemeindeaͤmtern waͤhlbar und nicht Mitglied der Genoſſen⸗ 


ſchaft iſt. 


Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied der Genoſſenſchaft fein follte, fo 
muß der Landrath des Kreiſes Solingen, auf Antrag jedes Betheiligten, einen 
anderen Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. 


Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn ſonſtige Einwendungen gegen 
die Perſon des Buͤrgermeiſters von den Betheiligten erhoben werden, we che 
deſſen Unparteilichkeit beeintraͤchtigen. 


$. 14. 


Der Genoſſenſchaftsverband iſt der Oberaufſicht des Staates unter⸗ 
worfen. 2 
(Nr. 52935294.) Das 
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5 Das Aufſichtsrecht wird von dem Landrath zu Solingen, von der Re⸗ 

gierung zu Duͤſſeldorf und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen An⸗ 

Aach be gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den 
ufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


H. 15. 


Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landesherrlicher. Geneh⸗ 
migung ſtattfinden. 8 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 19. November 1860. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Simons. Gr. v. Puͤckler. 


(Nr. 5294.) Nachtrag zu dem Statute des Doͤbern-Riebniger Deichverbandes vom 7. Mai 
1855. Vom 26. November 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, zur Vervollſtaͤndigung des Statutes des Doͤbern-Riebniger Deich⸗ 
verbandes vom 7. Mai 1855. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1855. S. 461.), 
nach Anhörung des Deichamtes und der ſonſt betheiligten Grundbeſitzer, auf 
Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. 
12 d. und 15. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.), was folgt: 


§. 1. 


(Zuſatz zu $$. 1. und 2. des Statutes.) 


Zum vollſtaͤndigen Schutz der Doͤbern-Riebniger Niederung gegen das 
Hochwaſſer der Oder ſollen die in der Niederung jetzt beſtehenden e 5 
nach 


. a re c 
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= 


nach dem daruͤber aufgeſtellten Projekte vom Dorfe Groß⸗Doͤbern aus durch 
die Dorfſtraße von Klein⸗Doͤbern bis an die Kunſtſtraße von Oppeln nach 
Carlsruhe verlängert, auch eine Verſatzſchutze in dem Durchlaß des Boreker 
Grabens im Chauſſeedamm angebracht werden. Die Beſitzer der dadurch noch 
in Deichſchutz kommenden Grundſtuͤcke werden dem Doͤbern-Riebniger Deich⸗ 
verbande zugeſchlagen, welchem die Unterhaltung der neuen Anlagen nach dem 
allgemeinen Deichkataſter obliegt, ſoweit nicht daruͤber ein anderweites Abkom⸗ 
men mit der Gemeinde und den Deichgenoſſen zu Klein-Döbern unter Geneh⸗ 
migung der Regierung zu Oppeln getroffen wird. 

Die Aufſtellung und Reviſion des Kataſters fuͤr die nachtraͤglich zutre⸗ 
tenden Grundſtuͤcke erfolgt nach den Beſtimmungen in $$. 6. und 8. des Sta⸗ 
tutes vom 7. Mai 1855. 


H. 2. 


Die Koſten der erſten Herſtellung der vorgedachten neuen Anlagen wer⸗ 
den für die Deichſtrecke auf Groß-Döberner Flur von den zur Gemeinde Groß⸗ 
Doͤbern gehörigen Deichgenoſſen, im Uebrigen von den zum Oppelner Kreiſe 

ehoͤrigen Deichgenoſſen — ausſchließlich des Forſtfiskus — nach dem Ver⸗ 
hältniß des Kakaſters, in Schalkowitz nach dem des Neubaukataſters (H. 7. 
des Statutes), getragen. 


H. 3. 
GZuſatz zu H. 2. Abſatz 2. des Statutes.) 
Die zum Schutze gegen die Stober und den Judenbach beizubehaltende 


Strecke des Riebniger Polderdammes iſt vom Deichverbande normal herzuſtellen 
und zu unterhalten. 


Die erſte Herſtellung erfolgt auf beſondere Koſten der Deichgenoſſen des 
Brieger Kreiſes nach dem allgemeinen Kataſter. 


§. 4. 
Guſatz zu H. 10. Abſatz 1. des Statutes.) 


Der gewoͤhnliche jährliche Deichkaſſenbeitrag fuͤr den Normalmorgen im 
Kreiſe Brieg wird auf vier Silbergroſchen erhoͤht, waͤhrend der gewoͤhnliche 
Beitrag im Kreiſe Oppeln wie bisher drei Silbergroſchen vom Normalmor⸗ 
gen bleibt. 

H. 5. 
Guſatz zu H. 13. des Statutes.) 


Die Zahl der Repraͤſentanten im Deichamte wird auf neun feſtgeſetzt, in⸗ 
(Fr. 5294.) dem 


aber e eine Hanke Stimme führen ſoll de en die 5 1 al 5 
Stimmen neun und eine halbe. 5 


Urkundlich unter Unſerer schfigenänbigen Unterſchrift und wegen, 
tem Königlichen Inſi iegel. f 


Gegeben Berlin, den 26. November 1860. 


(I. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
| v. d. Heydt. Simons. Gr. v. Puͤckler. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruct in der Königlichen Geheimen . 
(R. Decker). 


